Politischer Aschermittwoch in Darshofen

Zum politischen Aschermittwoch, der bereits seit mehr als 30 Jahre in Darshofen stattfindet konnte Vorstand Hierl wieder zahlreiche Gäste aus dem ganzen Landkreis begrüßen.

Zum Beginn berichtete Stadtrat Hierl aktuelles aus dem Rathaus.

So findet das derzeit geplante Stadtentwicklungskonzept nicht die volle Zustimmung der SPD –Fraktion

Es wurde für die Stadtplanung bereits sehr viel Geld ausgegeben. 

Passiert ist aber gar nichts. Im Gegenteil, mit der Ansiedlung des RWE-Marktes wurde das  vor Jahren entwickelte Modell hinfällig.

Auch die Entscheidung, was mit dem Areal vor der Burg geschehen soll, fällt den SPD Stadträten schwer.

Josef Hierl will hier auch die Bürger mit einbinden. Deshalb ist  im Internet unter der Homepage der SPD Darshofen  ein Abstimmungs-Tool eingerichtet worden, 

Hier  stehen drei Varianten zur Zukunft des Hirschenkellers zur Auswahl

Totaler Abriss; Renovierung ,oder Abriss und Errichtung neuer Gebäude, zur Nutzung des Areals.

Die Meinung der Bürger sollte hier auf jeden Fall vor einer entgültigen Entscheidung berücksichtigt werden.

Anschließend erläuterte Franz Rödl die geplanten Straßenbaumaßnahmen in Parsberg.

So erfreulich es auch ist, dass endlich auch Radwege gebaut werden, so werden hier die Prioritäten falschgesetzt.

Viel wichtiger als ein Fuß und Radweg entlang der Velburger Straße nach Steinmühle ist ein Fuß und Radweg von Darshofen nach Parsberg.

Auch wurde bisher die wichtigste Maßnahme noch nicht einmal angedacht, nämlich ein Durchstich durch den Bahndamm für Fußgänger und Radfahrer an der Hohenfelser Straße

Es ist nicht mehr hinnehmbar, dass die Bahnunterführung nur für Autofahrer gut zu nutzen ist und für Fußgänger eine permanente Gefahrenstelle darstellt, so Franz Rödl

Die Kreisvorsitzende Carolin Braun ging  betonte in ihrem Grußwort,, dass der Intrigantenstadel, der derzeit von der CSU aufgeführt wird der Politik allgemein schade. 

Bei einem derartigen Verhalten ist es nicht verwunderlich, wenn immer mehr Bürger ihrer Politikverdrossenheit durch Nichtwählen zum Ausdruck bringen.

Die derzeitige falsche Sparpolitik in Bayern hat auch schlimme Auswirkungen im Kreis.

Als Beispiele nannte sie das Büchergeld und die Einführung der sechsstufigen Realschule. Die Auswirkungen werden wir in den nächsten zwei Jahren sehen, wenn die ersten Hauptschulen geschlossen werden. 

Der Freistaat Bayern, der erst vor kurzem das Konexialprinzip in die Verfassung aufgenommen hat, verstößt ganz offen gegen diese Regelung.

So  werden die kosten für die Mensen, die dadurch notwendig wurden, weil die Schule  vermehrt auch nachmittags stattfindet zu 90 % vom Bund finanziert, durch einen Entscheid, den noch die Rot-Grüne Regierung erlassen  hat. Die restlichen 

10% werden auf den Landkreis und die Gemeinden abgewälzt, damit Bayern einen ausgeglichenen Haushalt aufweisen kann. Die Kommunen können schauen, wie sie mit der Finanzierung zurechtkommen.

Die SPD hat für die anstehenden Probleme  unseres Landes leider auch keine Patentrezepte, aber oft die besseren Lösungsansätze. So steht die SPD immer noch hinter der Bürgerversicherung. Aber der Wähler hat  anders entscheiden, und so müssen wir uns mit Kompromissen innerhalb der großen Koalition begnügen, wie bei der Gesundheitsreform, über die wir alle nicht glücklich sind..

Der Hauptredner Willi Dürr, Bürgermeister von Painten und Regionsvorsitzender des DGB, warf der CSU vor, Probleme mit der Bürgernähe zu haben. Diese Leute glauben, sie haben die Weisheit mit dem Löffel gefressen, so Willi Dürr.

Wir verändern nur etwas, wenn wir uns einmischen und das Maul aufmachen.

Auch den eigenen Mandatsträgern müssen wir auf die Finger schauen.

Die immer wieder genannte Aussage, es habe keine Alternative zu einer großen Koalition gegeben stimmt nicht, wir haben es uns nur nicht getraut.

Vor allem von den Medien wird uns seit Jahren immer wieder weisgemacht, es gibt keine alternative zum Sozialabbau, zur Senkung der Spitzensteuersätze, zur Arbeitszeitverlängerung, zum Sparkurs der Staatsregierung und und und.

Diesen Weg sollen wir uns doch nicht vorschreiben lassen. Die Bürger müssen endlich aufwachen und sich nicht länger ausbeuten lassen.

Derzeit wird überall ein schwacher Staat gefordert mit mehr freien Möglichkeiten für den Einzelnen.

Die Freiheit hört aber auf, wenn kein Geld mehr im Beutel ist. Einen schwachen Staat können sich nur die Starken leisten.

Wir brauchen wieder einen starken Staat, der die Richtung vorgibt und sich nicht von der Großindustrie gängeln lässt.

Wasserversorgung, Energie, Schule und Rente sind Staatsaufgaben und sollen es auch bleiben.

Das es auch anders geht, zeigen uns die Skandinavischen Länder, aber deren Modelle werden bei uns nicht zur Kenntnis genommen

Wir brauchen einen Mindestlohn, von dem die Arbeiter auch leben können.

In 21 europäischen Staaten gibt es einen Mindestlohn, bei uns soll das nicht möglich sein.

Willi Dürr forderte die Anwesenden auf, die Kandidaten bei der nächsten Wahl direkt

zu befragen, was sie vom Mindestlohn halten, ob sie für die Rente mit 67 sind und dann die Wahlentscheidung zu treffen.

Die Rente mit 67 bedeutet eine Rentenkürzung von 7,6%. Das können sich die zukünftigen Rentner nicht mehr leisten.

Die Gewerkschaften werden massiv gegen eine Anhebung des Renteneintrittsalters vorgehen.

Hier sollten sich auch die Arbeitgeber auf die Seite der DGB stellen, denn die wollen doch auch keine Leute über 60 Jahre ihren Betrieben 

Die Arbeiter müssen wieder mehr auf die Straße gehen um den Politikern klarzumachen, was wir wollen.

Wir akzeptieren keine Entscheidungen über unsere Köpfe hinweg..

Politiker können bei einer Wahlbeteiligung von teilweise nur noch 35 5 nicht davon ausgehen, dass sie eine Mehrheit vertreten.

Willi Dürr  wünscht sich eine Entlohnung der Politiker, die sich an der Wahlbeteiligung orientiert. 

Dies würde viele Mandatsträger die ihren Abgeordneten Job nur als Nebenerwerb betreiben, auf Trab bringen. Leuten wie Merz, die nicht bereit sind, die Nebenverdienste offenzulegen,, müssen wir auf die Griffel hauen.

Ein Hanswurst wie Söder, der die Gewerkschaften in Deutschland als Standortrisiko bezeichnet hat kann keine Arbeitnehmer vertreten.

.

Unsere Vorfahren haben schon gewusst, warum die Gewerkschaften gegründet werden mussten.

Die Arbeitnehmer haben doch nur ihre Arbeitskraft, die müssen sie so teuer wie möglich verkaufen.

Derzeit hat sich die SPD weit von den Gewerkschaften entfernt.

Willi Dürr, das sich dies in nächster Zeit wieder ändert, denn beide haben das gleiche Ziel und brauchen einander.

MdL Reinhold Strobl der vorher noch bei einer anderen Veranstaltung war sprach das Schlusswort.

Er betonte, dass eine absolute Mehrheit immer schädlich für die Demokratie ist.

Nach den nächsten Wahlen  muss die SPD angemessen im Landtag vertreten sein.

Dann werden auch in Bayern die Regeln der Demokratie  selbstverständlich werden.

Vorstand Josef Hierl bedankte sich bei allen Anwesenden für Ihr Kommen und bei den Musikanten Herbert und Rudi, welche die Veranstaltung musikalisch umrahmten.

